
Die Demokratie steckt in der Krise, die Zu-
friedenheit der Bürgerinnen und Bürger mit 
ihren jeweiligen Demokratien in den Län-
dern Europas sinkt und überall sind rech-
te Scharfmacher am Werk demokratische 
Rechte zu entsorgen und Minderheiten aus-
zugrenzen, um dem vermeintlichen Verfall 
von Kultur und Abendland zu retten.
Was die Demokratie untergräbt ist »das 
weiter« so der vorherrschenden Politik. Am 
neoliberalen Grundsatz, dass der Markt es 
besser kann als der Staat, wird trotz zahl-
reicher Krisen festgehalten. Dieser Ideo-
logie von Wachstum und Markt wird alles 
untergeordnet. Die Logik der Finanzmärkte 
ist die Logik des Stärkeren. Wie es sich an-
fühlt, wenn diese Logik in die Politik Einzug 

hält, können tausende Langzeiterwerbs-
lose, die im Hartz-IV-System feststecken 
berichten. Ihre Lebensleistungen wurden 
vernichtet. Der Niedriglohnsektor und 
Leiharbeit greifen weiter um sich und was 
prekäre Beschäftigungsverhältnisse wirk-
lich bedeuten, wissen all diejenigen, die 
eine Familie gegründet haben oder grün-
den wollen. Regelmäßige Arbeitszeiten, un-
befristete Beschäftigung. Für viele ist das 
schon ein Luxus. 
Deutschland steht vor der Wahl, ob es die 
marktkonforme Demokratie von Angela 
Merkel will oder eine Demokratie, deren 
Wirken sich an den Bedürfnissen von Arbei-
tern, Angestellten, Erwerbslosen, chronisch 
Kranken oder Rentnern orientiert, also eben 

nicht an den oberen Zehntausend, sondern 
am Durchschnitt der Bevölkerung. Warum 
also Rettungsschirme für Banken, aber nicht 
für die öffentliche Infrastruktur, für Schulen 
und soziale Unterstützung auf die viele Men-
schen dringend angewiesen sind? 
Was wir brauchen ist eine soziale Demo-
kratie. Eine, in der Solidarität kein Schimpf-
wort ist. Wir alle sind auf Solidarität ange-
wiesen, ob bei der Krankenversicherung 
oder bei der Rente. DIE LINKE kämpft des-
halb für Solidarität und soziale Gerechtig-
keit. Teilhabe am Leben ist die wichtigste 
Voraussetzung für demokratische Mitbe-
stimmung.
Matthias Bärwolff, Fraktionsvorsitzender 
DIE LINKE. im Erfurter Stadtrat
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Was ist eine Demokratie ohne 
soziale Gerechtigkeit wert?
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»Die da oben machen doch sowieso, was 
sie wollen.« Diesen Satz haben wir schon 
oft gehört. Er wäre in einer Monarchie oder 
Diktatur bestimmt angebracht. Für eine 
Demokratie ist das ein vernichtendes Ur-
teil. Denn das, was der Satz ausdrückt, soll 
doch durch die Demokratie vermieden wer-
den. Seit Jahren beklagen wir den Vertrau-
ensverlust in die Politik. Rechtspopulisti-
schen Bewegungen treiben damit ihr Spiel, 
schüren Ängste und reißen Gräben auf. 
Es ist an der Zeit, die Demokratie selbst zum 
Thema zu machen. Alle Staatsgewalt geht 
vom Volk aus. Welche Erwartung verbindet 
sich damit und wer erwartet was und von 
wem? Ist der Staat für die Bürgerinnen und 
Bürger da oder umgekehrt? Was ist über-
haupt ein Bürger, eine Bürgerin? Wie denken 
wir uns den Staat und wie denkt der Staat 

über uns? Sind wir Steuerzahler oder Bür-
ger? Oder ist es dasselbe? Oder genauer: Ab 
wann ist es dasselbe? Wie auch immer, die 
Demokratie gehört auf die Tagesordnung – 
bei Parteiversammlungen, im Landtag, im 
Wahlkampf. Reden wir über unsere Mitbe-
stimmungsrechte, darüber was wir bewir-
ken, wenn wir wählen gehen und darüber, 
was wir bewirken könnten. Reden wir also 
über das Wahlrecht und über neue Formen 
der Bürgerbeteiligung, darüber, wie sich die 
Kluft zwischen Regierten und Regierenden 
überwinden lässt. Zu reden ist auch über die 
direkte Demokratie, die uns auf Bundesebe-
ne fehlt und in Europa. Wenn wir aufhören, 
die Demokratie zu entwickeln, fängt die De-
mokratie an, aufzuhören! 
Ralf-Uwe Beck 
Vorstandssprecher Mehr Demokratie e.V.

Es ist Zeit, die Demokratie selbst zum Thema zu machen

In eigener  
Sache
In der heutigen Zeit ist es manch-
mal schwer zu erkennen, ob eine 
Information richtig und unver-
fälscht ist oder ob es sich um so 
genannte »Fake News« handelt. 
In unserer Wahlkreiszeitung, 
die Sie gerade in den Händen 
halten, können Sie sicher sein, 
Informationen aus erster Hand 
vorzufinden. Das bedeutet, wir 
schreiben nicht über etwas, son-
dern wir informieren über The-
men und Ereignisse, die wir per-
sönlich begleitet haben. Dafür 
verbürgen wir uns!
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Aktiv gegen Hungerlöhne und Leiharbeit auf der 1. Mai Demonstration 2017 in Erfurt.

Ralf-Uwe Beck

»Wir zählen auf 
euch, statt auf 
Konzernspenden«
www. die-linke-spende.de
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Als Geschäftsführer engagiert sich Robert 
Richter im Stadtjugendring Erfurt (SJR). Im 
Gespräch mit Christian Schaft zeigt er, wie 
wichtig die Unterstützung der Thüringer 
rot-rot-grünen Koalition für den Jugendbe-
reich ist.

Christian Schaft: Robert Richter, welche 
Rolle spielt der SJR bei der Beteiligung 
Jugendlicher an der Politk? 
Robert Richter: Der SJR versteht sich als Im-
pulsgeber und Schnittstelle bezüglich der 
Beteiligung junger Menschen in Erfurt. Er 
setzt sich für die Verwirklichung partizipa-
torischer gesellschaftlicher Anforderungen 
und die Selbstermächtigung junger Men-
schen ein und misst den individuellen Er-
fahrungen Jugendlicher mit Politik und Ge-

sellschaft eine großes Gewicht bei. Er tritt 
öffentlich für ein Mehr an Mut und Willen zu 
einer ernsthaften Beteiligung ein.
Warum ist es so wichtig Jugendliche zu 
befähigen an der Politik teilzunehmen?
Die aktuellen gesellschaftspolitischen He-
rausforderungen, speziell in Erfurt und 
den neuen Bundesländern, aber auch eine 
deutschlandweite Konjunktur von Anfeindun-
gen und Übergriffen auf Geflüchtete, dem 
lautstark geäußerten Gefühl »auf der Stre-
cke zu bleiben« oder von den Vertreterinnen 
und Vertreter der Politik nicht repräsentiert 
zu werden, machen deutlich: Es bedarf zum 
Erhalt und Ausbau der Demokratie die Be-
teiligung von Menschen aller Altersgruppen. 
Vielen Jugendlichen fehlt aber noch immer 
der Zugang, woran könnte das liegen? 

Zu allererst ist Partizipation in der Jugendhil-
fe zum zentralen Paradigma geworden. 
Problematisch wird es beim Blick über die 
Jugendhilfe hinaus. Beteiligung heißt ja auch 
Entscheidungsmacht abzugeben. Und dies 
trifft nicht überall gleichermaßen auf Zu-
stimmung. So wird jungen Menschen oft 
eine mangelnde Reife unterstellt. Das sehen 
wir natürlich ganz anders. Teilweise müssen 
Beteiligungsmöglichkeiten erkämpft wer-
den, aber auch wir sind gefragt nachhaltig 
wirksame Konzepte zu entwickeln, die wir 
Entscheidungsträgerinnen und -träger vor-
stellen können. Daher begrüßen die Kreis- 
und Stadtjugendringe die Diskussion zur 
Eigenständigen Jugendpolitik im Thüringer 
Landtag und haben sich auch im Anhörungs-
verfahren beteiligt.

Partizipation von Jugendlichen – Ein Gespräch mit dem 
Stadtjugendring Erfurt

Landtagsabgeordneter Christian Schaft

Demokratie muss von allen Bürgerinnen 
und Bürgern mitgestaltet werden, nur dann 
kann sie erhalten werden und lebendig 
sein.  Dies  bedeutet, dass  alle  unabhän-
gig von ihrem Alter 
die Möglichkeit ha-
ben sollten mitzu-
bestimmen – sei 
es in der Kommune 
oder im Land. Die-
sem Thema haben 
sich die rot-rot-grü-
nen Fraktionen im 
Landtag gewidmet: 
der eigenständigen 
Jugendpolitik. 
Was verbirgt sich 
aber hinter diesem 
Begriff? Eigenstän-
dige Jugendpoli -
tik meint, dass die 
Sichtweise, die Interessen und die Bedürf-
nisse junger Menschen in ihrer Gänze be-
trachtet werden. Das bedeutet, diese nicht 
allein bspw. unter dem Aspekt der Famili-
en- oder Bildungspolitik zu betrachten und 
abzutun. Jugendpolitik ist ein Querschnitts-
thema. Damit verbunden ist auch die Ziel-
stellung, die gesellschaftliche Anerkennung 
für Jugendliche zu erhöhen und Wege zu fin-
den die Möglichkeit zum Einmischen und 
Gestalten so zu verankern, dass Jugendli-

che auch die Möglichkeit haben sich und 
ihre innovativen Fähigkeiten zu fördern. 
Wichtige Partnerinnen und Partner in die-
sem Bereich sind natürlich die Einrichtun-

gen der Jugendhilfe und der Jugendver-
bände. Sie leisten wie der Stadtjugendring 
Erfurt und dessen Mitgliedsverbände so-
wie die Jugendhilfeeinrichtungen in Erfurt 
seit Jahren einen enorm wichtigen Beitrag 
für die kommunale Jugendarbeit hier vor 
Ort. Einrichtungen wie der Jugendclub um 
die Ecke ermöglichen Teilhabe und vor al-
lem bieten sie einen Raum in dem Jugend-
liche sich entfalten und mitgestalten kön-
nen. Aber sie sind auch Anlaufpunkte für 

Jugendliche mit ihren ganz individuellen 
Problemlagen. 
Um diese Einrichtungen und kommunal 
verankerte Mitwirkungsgremien für Ju-
gendliche in Thüringen vor Ort zu stärken, 
haben die r2g-Fraktionen einen Antrag 
in den Landtag eingebracht, der noch im 
Sommer beschlossen werden soll. Ziel 
dieses Antrags ist es ein ressortübergrei-
fendes Maßnahmenkonzept für eine ei-
genständige Jugendpolitik zu entwickeln. 
Dabei soll natürlich auf die Expertise der 
landesweit tätigen Jugendverbände zu-
rückgegriffen werden. Um die örtliche 
Jugendförderung zu stärken, ist zudem 
vorgesehen mit dem Doppelhaushalt 
2018/19 die finanziellen Mittel von der-
zeit 12 auf 15 Millionen Euro jährlich auf-
zustocken. Eine finanzielle Anstrengung, 
die auch die Qualität und Vielfalt der Ju-
gendhilfe in Erfurt mittelfristig absichern 
und stärken wird. Zudem soll darauf hin-
gewirkt werden, dass Mitbestimmungs- 
und Mitwirkungsrechte von Jugendlichen 
in der Kommunalordnung festgeschrieben 
werden. Wichtig ist auch die im Antrag for-
mulierte Stärkung der außerschulischen 
kulturellen, politischen, menschenrechts-
orientierten und antirassistischen Jugend-
bildung und -arbeit.
Christian Schaft, DIE LINKE. Fraktion im 
Thüringer Landtag

Mitbestimmung für Kinder und 
Jugendliche verbessern

Kulturgenossen-
schaften
Kultur sollte für alle da sein. 
Doch wie in vielen Kommunen 
ist auch in Erfurt Kultur eine 
freiwillige Leistung wenn es 
um deren Finanzierung durch 
die Stadt geht und genau hier 
wird gespart. Logische Kon-
sequenz und eine Antwort auf 
diese Sparpolitik ist die ers-
te Thüringer Kulturgenossen-
schaft, welche mit dem Erwerb 
des alten Schauspielhauses 
über ein Genossenschaftsmo-
dell wirbt. Mitbestimmung er-
reicht hier eine neue Form der 
Qualität. Ausführlich dazu auf 
Seite 12 des Anstoß.
Nähere Informationen unter: 
www.kulturquartier-erfurt.de

City Runde
Gelebte Demokratie zeigt sich 
im Verbund vieler Individuen für 
eine gemeinsame Idee.
Die City Runde stellt eine sol-
che Idee dar. Vereine, Verbän-
de, KoWo, Polizei, die Stadt 
Erfurt u.a. kommen, wie es in 
jedem anderen Stadtteil üb-
lich ist, in regelmäßigen Ab-
ständen zusammen, um über 
konkrete Probleme der Innen-
stadt aus Sicht der Einwoh-
nerinnen und Einwohner zu  
sprechen.

Ständige Kultur-
vertretung
Die Ständige Kulturvertretung 
Erfurt (ehemals Kulturraumin-
itiative) vernetzt seit 2013 en-
gagierte Akteurinnen und Ak-
teure, Initiativen und Vereine 
aus der Erfurter (Sozio)Kultur 
und Zivilgesellschaft mitein-
ander. Sie ist ein offenes Netz-
werk, das sich für den Erhalt 
und den Ausbau einer vielfäl-
tigen Kulturlandschaft für alle 
Bewohnerinnen und Bewoh-
ner Erfurts einsetzt. 
Mit Veranstaltungen und Ver-
netzungstreffen sollen inner-
halb der Kulturarbeitenden 
sowie in Richtung von Stadtrat 
und Stadtverwaltung Kommu-
nikationsprozesse angescho-
ben werden.

Neueröffnung 
des »veto«
Im April feierte das veto, ein 
selbstverwalteter Raum für 
linke Kultur und Politik, seine 
Neueröffnung in Räumen in 
der Magdeburger Allee 180. 
Das veto gibt es seit 2011. Re-
gelmäßig finden hier Vorträge 
und Diskussionsveranstaltun-
gen sowie die »Küche für Alle« 
(KüfA) statt.
Alle Infos und Termine gibt’s auf 
www.veto.blogsport.de
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Christian Schaft (Mitglied des Landtags)

Jugendliche diskutieren über Möglichkeiten der Partizipation in der Politik.
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Interview der Anstoßredaktion mit Mat-
thias Bärwolff, Fraktionsvorsitzender  
DIE LINKE. im Erfurter Stadtrat und Mit-
glied im Ausschuss für Stadtentwicklung.

Anstoß: Matthias, du bist Mitglied im 
Ausschuss für Stadtentwicklung und 
studierst Stadt- und Raumplanung. Was 
sind öffentliche Räume und was macht 
sie so wichtig?
Matthias Bärwolff: Der öffentliche Raum 
ist zunächst dadurch gekennzeichnet, dass 
er dem Gemeinwesen gehört, also von uns 
allen genutzt werden kann und nicht pri-
vaten Interessen unterliegt, etwa der Im-
mobilienbranche. Öffentliche Räume sind 
die Straßen und Wege, Plätze und Parks. 
Ihre Gestalt prägt die Lebensqualität in 
der Stadt und den Wohngebieten, deshalb 
sind Grünanlagen, aber auch barrierefreie 
Wege, Sitzbänke, Mülleimer und Toiletten 
so wichtig. 
Warum sind sie wichtig?
Öffentlichen Flächen sind knapp. Erfurt hat 
eine Fläche ca. 269km². Wieviel davon ge-
hört Privatleuten oder Unternehmen und 

wieviel der öffentlichen Hand? Der Boden 
ist als Anlage- und Renditeobjekt ins Visier 
der Finanzmärkte geraten. Darunter haben 
die Mieterinnen und Mieter zu leiden, denn 
deren Mieten steigen.
Wie meinst Du das genau?
Die steigende Wohnungsnachfrage sorgt 
für steigende Grundstückspreise. Woh-
nungsbau, noch dazu sozialer, wird so im-
mer teurer. Gerade bei Neuvermietungen 
werden diese Mietsteigerungen deutlich. 
Jeder, der in den letzten Monaten eine neue 
Wohnung bezogen hat, weiß was es heißt, 
wenn der Mietspiegel herangezogen wird, 
um Mietsteigerungen zu rechtfertigen.
Kann die Stadt nicht mehr Raum zur Ver-
fügung stellen?
Die Stadt kann nur den Boden zur Verfü-
gung stellen, der ihr auch gehört. Seit vie-
len Jahren verkauft die Stadt Grund und Bo-
den und so schwinden die Reserven. Hinzu 
kommen weitere Ansprüche an den beste-
henden öffentlichen Raum. Überall in der 
Stadt herrscht Parkplatzmangel, Radwege 
sollen gebaut werden und auch die Fußgän-
gerinnen und Fußgänger haben ein Recht 

auf ordentliche und barrierefreie Wege. 
Bodenpolitik birgt also eine Reihe sozialer 
Aspekte in sich.
Die soziale Bedeutung öffentlicher Räu-
me ist scheinbar kaum bekannt.
Das würde ich nicht sagen. Die Diskussio-
nen um den sozialen Wohnungsbau, die Ge-
staltung des Bürgerparks am Johannesplatz 
oder die Bürgerbeteiligung rund um die Sa-
nierung des Berliner Platzes zeigen: Die An-
wohnerinnen und Anwohner wissen sehr 
wohl, was ihnen diese öffentlichen Räume 
wert sind. Angefangen vom Wochenmarkt, 
über Straßenfeste bis hin zu Barrierefrei-
heit und einer ansprechenden Gestaltung, 
zu all diesen Aspekten hatten die Anwoh-
nerinnen und Anwohner sehr konkrete Vor-
stellungen geäußert. Öffentliche Räume 
sind auch Ausdruck von Lebensqualität. 
Wenn sie gut gestaltet und gepflegt wer-
den, laden sie zum Verweilen ein und sind 
Orte der Begegnung zwischen Nachbarn, 
zwischen Generationen und zwischen Kul-
turen. Gepflegte öffentliche Räume stärken 
den sozialen Zusammenhalt.
Danke Matthias für das Interview.

Stadtratsfraktion
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Öffentlicher Raum ist 
Lebensqualität

Der Haushalt 2017/2018, ein Doppelhaus-
halt auf den wir alle lange gewartet haben 
und der Planungssicherheit schafft. Für 
Vereine, Verbände, Träger und Initiati-
ven. Planungssicherheit auch für Infra-
strukturmaßnahmen wie der Sanierung 
von Straßen, Brücken und Gebäuden. 
733 Millionen Euro werden wir im Jahr 
2017 ausgeben und 745 Millionen Euro 
im Jahr 2018. Das zeigt erstens, dass Er-
furt wächst und zweitens, dass die Rot-
Rot-Grüne Kooperation ihrer Verantwor-
tung für das Wohl der Stadt Erfurt gerecht 
wird. 
Unsere Schwerpunkte für den Haushalt 
2017/2018 sind unter anderem, dass mehr 
Geld für die Anschaffung von Medien in Bi-
bliotheken eingestellt wird. In den letzten 
Jahren hatten die Bibliotheken nicht die 

Mittel zur Verfügung um aktuelle Medien 
einzukaufen und bereitzustellen. So zum 
Beispiel elektronische Medien, E-Books, 
aber auch aktuelle und auch fremdspra-
chige Literatur. Wir haben mittlerweile 
viele Menschen in der Stadt, die nicht aus 
Deutschland kommen und jetzt hier leben 
und wohnen. Auch denjenigen sollte man 
Angebote machen. Zum Beispiel mit arabi-
scher Kinderliteratur.
Ein weiterer Punkt ist für uns die Diskus-
sion um die Kunst und die freie Szene und 
auch um das Jugendtheater Schotte. Wir 
wollen 200.000 Euro für die Finanzierung 
bereitstellen. Vor nicht allzu langer Zeit 
hatten wir in Erfurt die »Beerdigung der 
Königin Kultur«. Da wurde von allen Seiten 
festgestellt, wie wesentlich und wichtig 
die kulturelle Landschaft für eine Zivilge-

sellschaft ist. Wir nehmen unsere Verant-
wortung wahr und haben das Signal ver-
standen. Wir können nicht alle Wünsche 
zu 100 Prozent erfüllen, aber wir teilen die 
Stoßrichtung und haben daher Änderungs-
anträge dazu gestellt.
Das gilt ebenso für soziale Vereine und Ver-
bände wie z.B. der Seniorenschutzbund, 
die wir mit mehr Geld ausstatten wollen. 
Der Seniorenschutzbund macht nicht »Kaf-
feekränzchen für ältere Damen und Her-
ren«, sondern es geht darum Mitwirkung 
und Teilhabe für die immer größer werden-
de Gruppe zu gewährleisten.

*Auszüge aus der Rede des Vorsitzenden 
der Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat Erfurt, 
Matthias Bärwolff, zur Haushaltsdiskussion 
am 10. Mai 2017 in der Stadtratssitzung.

Doppelhaushalt mit LINKEN Akzenten*
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Der Einwohnerantrag
Es gibt einige Möglichkeiten, 
wie sich Bürgerinnen und Bür-
ger demokratisch beteiligen 
können. Eine davon ist der Ein-
wohnerantrag nach § 16 Thü-
ringer Kommunalordnung.  Hier 
können Einwohnerinnen und 
Einwohner beantragen, dass 
der Gemeinderat über eine 
Angelegenheit, für deren Ent-
scheidung er zuständig ist, be-
rät und entscheidet.  Näheres 
regelt das Thüringer Gesetz 
über das Verfahren bei Ein-
wohnerantrag, Bürgerbegeh-
ren und Bürgerentscheid (Thü-
rEBBG). Dieses Gesetz ist von 
den Fraktionen DIE LINKE, SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
gemeinsam mit dem Mehr De-
mokratie e.V. erarbeitet und 
vom Thüringer Landtag am 30. 
September 2016 beschlossen 
wurden. Unterzeichnungsbe-
rechtigt sind alle Einwohne-
rinnen und Einwohner ab dem 
14. Lebensjahr. Nicht zulässig 
sind Anträge zu Aufgaben, die 
nur dem Bürgermeister oblie-
gen oder etwa gesetzwidrige 
Ziele verfolgen. Sind genügend 
Unterschriften gesammelt, ein 
Prozent der Einwohnerinnen 
und Einwohner, maximal je-
doch 300 Unterschriften und in 
Landkreisen maximal 1000 Un-
terschriften, wird der Einwoh-
nerantrag beim Bürgermeister 
eingereicht. Der Gemeinderat 
entscheidet dann über die Zu-
lässigkeit. Ist der Einwohner-
antrag zugelassen, muss der 
Gemeinderat ihn innerhalb von 
zwei Monaten behandeln. 

Alles dicht. Der öffentlicher Raum ist zum Leidwesen aller am Wenigemarkt knapp bemessen.
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Das Schonvermögen ist ein im deutschen 
Sozialrecht gebräuchlicher Begriff und be-
zeichnet die Einschränkung der Verpflich-
tung zum Einsatz eigenen Vermögens. Al-
les was zu dem Schonvermögen zählt, 
braucht ein hilfebedürftiger Mensch, der 
Sozialhilfe oder andere Sozialleistungen 
bezieht, nicht einzusetzen, um seinen Le-
bensunterhalt zu bestreiten. Die Grenze 
für das Schonvermögen lag lange Zeit bei 
einem Betrag in Höhe von 2.600 Euro. 
Mit dem 1. April 2017 ist diese Grenze auf 
5.000 Euro angehoben worden. Auch für  
Ehepartnerinnen und Ehepartner von So-
zialhilfeempfängerinnen und -empfänger 
steigt die Grenze auf 5.000 Euro.

Karola Stange, sozialpolitische Spreche-
rin der Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat 
sieht hier die Verwaltung in der Pflicht. 
Sie fordert nicht nur für Erfurt eine Auf-
klärung über die Anhebung der Schonver-
mögensgrenze, sondern landesweit. Das 
zuständige Sozialamt muss zügig und um-
fassend über die neue gesetzliche Rege-
lung aufklären.
In den zurückliegenden Jahren wurden 
viele Anträge auf Sozialhilfe aufgrund »zu 
hohen« Vermögens durch das Sozialamt 
abgelehnt.
DIE LINKE. im Stadtrat Erfurt ruft alle Er-
furter und Erfurterinnen, die in den zurück-
liegenden Jahren entweder aus Scham gar 

nicht den Weg zum Amt gegangen sind 
oder deren Antrag mit der Begründung 
»zu viel« Vermögen abgelehnt wurde, auf, 
ihr Recht auf Sozialhilfe bzw. Grundsiche-
rung im Alter oder bei Erwerbsminderung 
neu in Anspruch zu nehmen.
Trotz der gestiegenen Vermögensfrei-
grenze bleibt DIE LINKE bei ihrer Forde-
rung, dass eine Grundsicherung für jede 
Bürgerin und jeden Bürger in Höhe von 
1.050 Euro zur Verfügung gestellt werden 
muss, ohne bürokratischen Aufwand zu 
betreiben und ohne eine diskriminieren-
de Überprüfung der Vermögens- und Ein-
kommenssituation vorzunehmen.
kk

Stadtratsfraktion

Vermögensfreigrenze angehoben
 Verwaltung muss in die Offensive gehen

Personelle  
Veränderungen 
in der LINKEN 
Fraktion
Unsere stellvertretende Frak-
tionsvorsitzende Steffi Horn-
bostel legt zum 1. Juni 2017 
ihr Stadtratsmandat nieder. 
Wir danken Steffi für ihr lang-
jähriges Wirken in unsere 
Fraktion. Als Mitglied im Kul-
turausschuss und im Finanz-
ausschuss des Stadtrates 
Erfurt brachte sie stets ihre 
Fachkompetenz in Diskussio-
nen und Entscheidungen ein. 
Für sie wird Hans Jürgen Czen-
tarra, Ortsteilbürgermeister 
am Herrenberg in die Frak-
tion DIE LINKE. im Stadtrat  
nachrücken. 

Am 23. Mai 2017 fand die konstituierende 
Sitzung des BUGA-Ausschuss statt. Der 
Ausschuss ist beratend tätig für sämtliche 
Angelegenheiten, die mit der Vorbereitung, 
Durchführung und Nachbereitung der Bun-
desgartenschau 2021 in Zusammenhang 
stehen und der Beschlussfassung des 
Stadtrates bedürfen. 
Bereits im Herbst des letzten Jahres war 
es unserer Fraktion DIE LINKE. im Stadt-
rat Erfurt ein wichtiges Anliegen, mit einem 
eigenen Antrag die Gründung dieses Aus-
schusses einzufordern. Nach intensiver 
sachlicher Auseinandersetzung mit dem 
Thema wurde letztlich ein rot-rot-grüner 
Antrag für die diesjährige Märzsitzung des 
Stadtrats vorbereitet und mit 22 Ja-Stim-
men beschlossen. 

Personell setzt sich der Ausschuss aus dem 
Oberbürgermeister, 11 weiteren Stadtrats-
mitgliedern und bis zu 8 sachkundigen Bür-
gerinnen und Bürgern zusammen. Für un-
sere Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat Erfurt 
wurden Karola Stange und Dr. Barbara Glaß 
als stimmberechtigte Mitglieder sowie Jür-
gen Zerull und Michael Seeber als sachkun-
dige Bürger in den BUGA-Ausschuss ent-
sandt. Bis zur Bundesgartenschau 2021 
werden sie sich intensiv im BUGA-Aus-
schuss für die sozialen und ökologischen 
Belange der Bürgerinnen und Bürger der 
Stadt Erfurt einsetzen.
Erfahrungen aus anderen Großprojekten, 
wie dem Bau der Multifunktionsarena, ha-
ben gezeigt, dass ein eigens für die BUGA 
2021 zuständiger Ausschuss durch die Bün-

delung von Kompetenzen und Sachwissen 
eine sinnvolle und effektive Begleitung der 
verschiedenen Phasen der Bundesgar-
tenschau in Erfurt ermöglicht. Frau Katrin 
Weiß, Geschäftsführerin der BUGA 2021 
gGmbH, und Herr Alexander Hilge, zustän-
diger Beigeordneter der Landeshauptstadt 
für die Bundesgartenschau, haben mehr-
fach die Notwendigkeit und Sinnhaftigkeit 
des BUGA-Ausschusses betont und waren 
nach dem Stadtratsbeschluss zur Schaf-
fung eines BUGA-Ausschuss erfreut und 
erleichtert.
Bei Fragen, Ideen und Anregungen zum The-
ma Bundesgartenschau 2021 in Erfurt und 
BUGA-Ausschuss können Sie sich unter der 
0361/655-2050 melden oder eine E-Mail an 
die-linke-fraktion@erfurt.de schreiben.
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BUGA-Ausschuss nimmt Arbeit auf

Erfurt Süd-Ost: 
Demokratie 
stärken vor Ort
Am 3. Mai fand im Stadtteil-
zentrum am Herrenberg eine 
Austausch- und Informati-
onsveranstaltung zum Thema 
Volksgemeinschaft e.V. statt. 
Dazu lud LAP Erfurt (Lokaler 
Aktionsplan gegen Rechtsex-
tremismus) alle Aktiven und 
Interessierten ein, unter ih-
nen DIE LINKE. im Stadtrat 
Erfurt, um über die rechten 
Machenschaften der Volksge-
meinschaft zu informieren und 
gemeinsam Konzepte zu ent-
wickeln. Gemeinsam soll so 
auf die Erstarkung der rechten 
Szene am Herrenberg reagiert 
werden.
Mit der Maßgabe Zeichen für 
Toleranz, Weltoffenheit und 
Vielfalt zu setzen bildeten sich 
Arbeitsgruppen, eine beschäf-
tigte sich mit der Planung des 
Aktionstages »Tag der Viel-
falt«. Am 24. Juni werden dazu 
zahlreiche Angebote in den 
verschiedenen Einrichtun-
gen in Erfurt Südost gemacht. 
Der musikalische Ausklang 
findet im Stadtteilzentrum  
Herrenberg statt.

Sozialticket 
wird deutlich 
günstiger
Auf Betreiben der LINKEN Frak-
tion im Stadtrat haben die Frak-
tionen von Rot-Rot-Grün für den 
Doppelhaushalt einen Ände-
rungsantrag eingebracht, der 
die Rückzahlung an die Sozialti-
cketempfängerinnen und -emp-
fänger von bisher 15 Euro auf 
20 Euro anhebt.Zukünftig be-
kommen damit Menschen, die 
Anspruch auf ein Sozialticket 
haben, vom Sozialamt 20 Euro 
für ihre Fahrkarte erstattet. 
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Teilhabe beim 
Sport sichern
Gleich zweimal konnten Schecks 
der »Alternative 54« Kindern 
und Jugendlichen die Teilnah-
me an sportlichen Wettkämpfen 
sichern. Beim 13. Puffbohnen-
turnier, bei dem 52 Kinder und 
Jugendmannschaften (von den 
Minis bis zur B-Jugend) aus ganz 
Deutschland antraten, konnte 
die Anreise und die Verpflegung 
einer Mannschaft aus der Part-
nerstadt Vilnius abgesichert 
werden. Besonders erwähnt und 
gedankt sei an dieser Stelle auch 
den fast 50 ehrenamtlichen Hel-
fer_innen vom Erfurter Hockeyc-
lub, die zwei Tage lang mithalfen, 
dieses Turnier durchzuführen.

Unterstützt wurde auch der 
Erfurter Judo-Club bei seinem 
25. Internationalen ega-Pokal. 
Hier traten mehr als 1000 Judo-
ka aus acht Ländern gegenein-
ander an. Besonders beeindru-
ckend war die stimmungsvolle 
Eröffnung, in der die Sportler_
innen deutlich machten, wie 
grenzüberschreitend der Ge-
danke des Judosports ist.

Offene Angebote 
ausbauen
Nicht immer haben insbe-
sondere unsere Kleinsten die 
Möglichkeit, Spiel, Sport und 
Bewegung in einem Verein zu 
betreiben. Der große Bedarf 
zeigte sich beim Kammweg-
fest und beim Sportfest auf 
dem Wiesenhügel.
Auf dem Herrenberg hatten die 
Organisatoren ein abwechs-
lungsreiches Angebot von Spiel, 
Spaß und Wissen rund um das 
Thema »Weltreporter« zusam-
mengestellt. Bei schönstem 
Wetter nutzten über 100 Kin-
der die Angebote von Trägern, 
Wohnungsgesellschaften und 
anderen Aktiven.

Am Wiesenhügel half die kom-
petente Unterstützung durch 
den Verein »Spirit of Football«. 
Hier stand die sportliche, aber 
mit viel Spaß verbundene Akti-
vität im Vordergrund. Sitz- und 
Fairplay-Fußball, Unihockey 
oder auch ein Geschicklich-
keitsparcours wurden von fast 
70 Kindern und ausprobiert.

Zeitunglesen gehört für mich zum Alltag 
wie das Zähneputzen. Das sehen aber 
nicht mehr alle Menschen so, insbesonde-
re unter den Jugendlichen scheint dieses 
Medium nicht mehr sehr weit verbreitet zu 
sein. Ein Grund für mich, im Rahmen einer 
Lesepatenschaft, jungen Menschen im Ju-
gendhaus Musik-Fabrik am Erfurter Raben-
hügel eine Tageszeitung zur Verfügung zu 
stellen.
Allerdings interessierte mich auch, wie die 
Jugendlichen das Medium Zeitung wahr-
nehmen. Was interessiert sie daran, was 
nicht? Hat das Internet immer Vorrang? 
Kaufen sie sich auch einmal eine Zeitung? 
Diese und andere Fragen wollte ich mir be-
antworten lassen und mich auch von den 
Besucherinnen und Besuchern des Jugend-
hauses in Sachen Medien beraten lassen. 

Ich habe sie deshalb bei Limonade und 
kleinen Snacks zum »MedienCheck« ein-
geladen.
»Mir ist es wichtig, dass die Zeitung nicht 
einfach nur so herumliegt, sondern das 
man sich auch bewusst mit dem Medium 
befasst« sagte Konstantin Bommersbach 
von der Musik-Fabrik zu der Veranstaltung. 
Er moderierte anschließend auch die Ge-
sprächsrunde.
Zunächst wurden verschiedene Zeitungen 
angeschaut und anschließend bewertet. 
Schnell stellte sich heraus, dass es auch 
unter den Jugendlichen »echte« Zeitungs-
leserinnen und -leser gab. Die eine Zeitung 
in die Hand nehmen, über die Artikel ge-
hen und für sie wichtiges dann komplett 
lesen. Die Mehrzahl jedoch sucht nur nach 
Artikeln, die sie interessieren. Und dabei 

ging es in der Regel um Sport, 
Kriminalgeschichten oder Zwi-
schenmenschliches. Und das 
sei, so die Aussage, eben der 
Vorteil am Internet. Hier könne 
man schnell und direkt zu den 
Informationen gelangen, die 
man spannend findet und das 
auch noch kostenlos.
Besonders eifrig blätterten Ke-
vin (14 Jahre), Yannik und Kerim 
(beide 12), in den verschiede-
nen Zeitungen und stellten für 
sich Erstaunliches fest. Wäh-
rend die Zeitung mit den vier 
großen Buchstaben auch nach 
fast einer Woche noch mit ei-
nem flüchtigen Mörder auf-
machte, gab es in einer großen 
Zeitung aus Frankfurt dazu gar 
keine Meldung. Erkenntnis: 
manche Zeitungen berichten 
nur bei tatsächlich Neuem, an-
dere quetschen aus einem Er-

eignis auch noch die letzte Nebensäch-
lichkeit heraus.
Was bei den jungen Leserinnen und Lesern 
auch gut ankam war der Regionalteil. Infor-
mationen und Nachrichten aus dem per-
sönlichen Umfeld interessierten fast alle 
und so wurde auch bei den auswärtigen 
Zeitungen vielfach der Regionalteil studiert, 
um zu sehen was denn da so passiert.
Zusammenfassend würde ich sagen, dass 
das Interesse an Zeitungen aus Papier 
auch bei den jungen Menschen vorhan-
den ist. Nicht zwangsläufig und beinahe 
täglich, wie bei mir. Aber partiell und stark 
interessenorientiert. Deshalb möchte ich 
gemeinsam mit den Jugendlichen den »Me-
dienCheck« auch fortsetzen.
André Blechschmidt, DIE LINKE. Fraktion 
im Thüringer Landtag

MedienCheck in der Musik-Fabrik

So lautete früher die Parole und sie deutet 
an, was viele in Ostdeutschland mit diesem 
Tag verbinden: mehr oder weniger zwang-
hafte Teilnahme an Kundgebungen und De-
monstrationszügen.
Dabei ist der Ursprung des Maifeiertags 
einerseits ein gutes Beispiel für demokra-
tische Streitkultur: Arbeiter in Australien 
(1856) und den USA (1886) hatten an die-
sem Tag für die Abschaffung des 12-Stun-
den-Arbeitstages (!) und für einen 8-Stun-
den Tag gestreikt. Andererseits aber auch 

für deren Scheitern: im Anschluss an eine 
Kundgebung zum 1. Mai in Chicago kamen 
bei Auseinandersetzungen nach einem 
Bombenattentat rund 30 Menschen ums 
Leben (»Haymarket Affair«). Im Gedenken 

an diese Opfer wurde im Jahr 1889 der 1. 
Mai zum »Kampftag der Arbeiterklasse« 
ausgerufen.
Soweit zur Geschichte. Nach der Wen-
de taten sich die Gewerkschaften in Ost-
deutschland schwer mit der Tradition des 
1. Mai. Als Mitte der 90er Jahre die wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Ver-
werfungen immer deutlicher wurden, sich 
immer mehr Menschen nicht in »blühenden 
Landschaften«, sondern in der Arbeitslo-
sigkeit oder in Niedriglohnjobs wieder fan-

den, nahm die Beteiligung wieder zu. Das 
Motto des DGB zum 1. Mai 1998 »Deine 
Stimme für Arbeit und soziale Gerechtig-
keit« steht stellvertretend für diese Zeit 
und ist auch heute noch aktuell.

Für mich ist der 1. Mai aber schon immer 
der Tag und die Gelegenheit, mit vielen Men-
schen ins Gespräch zu kommen, zu diskutie-
ren und Meinungen auszutauschen. Dabei 
geht es neben den Themen Arbeit und Lohn 
auch immer wieder um die Frage der sozia-
len Gerechtigkeit und um das solidarische 
Miteinander in unserer Gesellschaft.
In diesem Jahr hatte ich mir etwas beson-
deres ausgedacht. Ich wollte nicht nur bei 
»zufälligen« Begegnungen ins Gespräch 
kommen, sondern Menschen zielgerichtet 
die Gelegenheit geben, mit mir zu reden. 
Dazu wurde eine Gesprächsecke am Info-
stand der LINKEN eingerichtet und auf die 
Gesprächsmöglichkeit hingewiesen. Und 
ich war überrascht, dass zum angekündig-
ten Zeitpunkt sogar schon Menschen auf 
mich warteten.
Die Themen waren vielfältig. Ereignisse aus 
dem Wahlkreis oder der Stadtpolitik wur-
den genauso diskutiert und kommentiert 
wie persönliches mit Menschen, die mich 
schon länger kannten. Ich nehme als Fazit 
dieses 1. Mai mit, dass ich die Möglichkei-
ten zu direkten Gesprächen noch weiter in-
tensivieren werde.
Informieren Sie sich dazu im Internet unter 
www.blechschmidt-andre.de oder schrei-
ben Sie eine Mail an blechschmidt@die-
linke-erfurt.de
André Blechschmidt, DIE LINKE. Fraktion 
im Thüringer Landtag

Foto:  Matthias Plhak

»Heraus zum 1. Mai!«

Ein fast alltäglicher »Mediencheck« für André Blechschmidt
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Wenn man über Demokratie spricht, lohnt 
sich ein Blick in die Kommunen. Projek-
te wie die Realisierung von kostenfreiem 
öffentlichen Personennahverkehr, die 
Förderung von Subkultur oder mögliche 
Bürgerinnen- und Bürgerbeteiligung beim 
BUGA-Projekt bündeln sich in Kommunen. 
Hier ist der Ort an dem Menschen gezielt 
in demokratische Prozesse eingreifen kön-
nen. In Erfurt setzt sich z.B. der Fraktions-
vorsitzende Matthias Bärwolff (DIE LINKE) 
seit Jahren für die Umsetzung eines kos-
tenfreien öffentlichen Nahverkehrs ein. 
Die Bewegungsfreiheit der Erfurter Bürge-
rinnen und Bürger ist wesentliche Grund-

lage für eine aktive gesellschaftliche 
Teilhabe und damit auch der politischen 
Partizipation. Wer interessierte Bürgerin-
nen und Bürger will, muss ihnen auch die 
Möglichkeiten zu Beteiligung geben. Die 
aktuelle Streitfrage um die Privatisierung 
der Erfurter Bahn, die durch den Oberbür-
germeister Bausewein initiiert wurde, hat 
DIE LINKE. im Erfuter Stadtrat mit einem 
klaren »Nein, wir privatisieren kein kommu-
nales Eigentum!« beantwortet. Zahlreiche 
Unterschriften von Erfurterinnen und Er-
furter für einen Einwohnerantrag, welcher 
sich gegen die Privatisierung stellt  geben 
dem Recht.

Andere Projekte wie »Liquid Erfurt« oder 
»Freifunk Erfurt« sind ebenfalls gute Bei-
spiele für demokratisches Gestalten. Aus 
einer Idee entsteht das Bedürfnis und dann 
der Mut zu handeln – und das mit Erfolg. Die 
Software »Liquid Erfurt« soll es Erfurter und 
Erfurterinnen ermöglichen überparteilich 
über aktuelle Anträge des Erfurter Stadt-
rates abzustimmen und eigene Initiativen 
zu starten. Sie sollen ermutigt werden sich 
mit den Themen der Stadt auseinanderzu-
setzen und ihren Willen zu bekunden. Die 
Initive »Freifunk Erfurt« kämpft für unein-
geschränktes Internet an öffentlichen Or-
ten, z.B. in Bibliotheken oder in Stadtteilen, 
die nicht touristisch geprägt und daher mit 
schlechterem Internet ausgestattet sind. 
Doch auch sehr jungen und älteren Men-
schen, die Demokratie nicht online, son-
dern auf der Straße mitgestalten wollen, 
ermöglicht DIE LINKE einen Zugang. Dazu 
gehört es  z.B. Schulprojekte zu fördern die 
Kinder und Jugendliche ermächtigen sich 
für ihre Bedürfnisse einzusetzen oder Se-
niorinnen- und Seniorenräte zu fördern. 
Auch sachkundige Bürgerinnen und Bür-
ger im Stadtrat können mit ihrer Expertise 
z.B. die Erfurter Kultur im entsprechenden 
Ausschuss beeinflussen. 
Das alles sind noch kleine Schritte, aber 
dem  Ideal von einer umfassenden Demo-
kratisierung aller Bereiche kommen wir  
Dank unseren Mitstreiterinnen und Mit-
streitern immer näher. 
Auch Sie können sich vorstellen aktiv zu 
werden?  Informieren können Sie sich  in 
meinem Wahlkreisbüro RedRoXX in der 
Pilse 29.
Susanne Hennig-Wellsow, Fraktionsvor-
stizende DIE LINKE. Fraktion im Thüringer 
Landtag

Demokratie in Kommunen 

Wenn wir über Demokratie sprechen, 
liegt es auf der Hand sich eine der wich-
tigsten demokratischen Beteiligungs-
möglichkeiten von Bürgerinnen und Bür-
gern anzusehen – die Wahl. 
Doch gerade diese scheint in einer Krise 
zu sein. Viele Bürgerinnen und Bürger ver-
trauen schon vor der Wahl nicht mehr den 
Wahlversprechen der Parteien. Sie erinnern 
sich an letzte Legislaturen, oft mit Enttäu-
schung. Von der Politik scheinen sie sich 
nicht ernst genommen zu fühlen, ihre Inte-
resssen wurden schließlich viel zu selten 
ernst genommen. Soziale Politik regiert in 
Deutschland nicht. Warum also ein Plädo-
yer für die Demokratie? 
Bewegungen in ganz Europa und darüber 
hinaus machen die Antwort leicht: Die 
Bevölkerung lehnt sich auf gegen eine 
neoliberale, etablierte Politik der Eliten. 
Jüngste Demokratiebewegungen wie z.B. 
»Aufstehen gegen Rassismus« zeigen wie 
es geht. Das Auflehnen gegen einen Staat, 
der soziale Ungleichheit ignoriert und so-
gar fördert, findet durch soziale Bewegun-
gen eine Stimme und es bilden sich  große 
außerparlamentarische Bündnisse. Das 
Bedürfnis nach Demokratie im ursprüng-
lichen Sinne, d.h. die »Herrschaft des Vol-
kes« ist also ungebrochen und es gilt sie 
zu unterstützen. Kämpfe um Geschlech-
tergerechtigkeit, gegen Rassismus und 
für globale Solidarität, sowie für Klimage-
rechtigkeit und eine globale Demokratie 

entstehen weltweit. DIE LINKE hat den 
Anspruch unterschiedliche politische 
und soziale Traditionen und Strömungen 
und unterschiedliche Erfahrungen aus Ost 
und West zu vereinen, um gemeinsam für 
linke Inhalte einzustehen und demokra-
tische Bewegungen auf allen Ebenen zu 
ermöglichen. An dieser Idee halten wir 
fest – für eine Demokratie, die ein gutes 

Leben für alle erzielt. Wir setzen uns des-
wegen innerhalb Rot-Rot-Grün dafür ein, 
dass Volksbegehren auch mit finanziellen 
Folgen verbunden sein können und nicht 
deswegen unzulässig sind. So ist es gegen-
wärtig leider noch Gesetzeslage.
Susanne Hennig-Wellsow, Fraktionsvor-
stizende DIE LINKE. Fraktion im Thüringer 
Landtag

Demokratie von LINKSDie Einwohner-
fragestunde
Im §10 der Geschäftsordnung 
des Stadtrats der Stadt Erfurt 
wird die Einwohnerfragestun-
de geregelt. Diese räumt es den 
Einwohnerinnen und Einwoh-
nern ein, in jeder Sitzung des 
Stadtrates eine Einwohneran-
frage zu stellen. Solche Fragen 
sind 15 Tage vor der Stadtrats-
sitzung bei der BürgerInnenbe-
auftragten einzureichen. Die 
schriftliche Antwort ist dem 
Fragesteller oder der Fragestel-
lerin eine Woche vor der Stadt-
ratssitzung zuzusenden, sodass 
die Bürgerinnen und Bürger sich 
auf mögliche Nachfragen vorbe-
reiten können und diese ggf. in 
der Sitzung des Stadtrates stel-
len können. Bei Bedarf kann die 
Frage anschließend in die zu-
ständigen Ausschüsse gesandt 
werden.

Mehr (direkte) 
Demokratie in 
Thüringen
Demokratie ist, wenn Menschen 
in allen Lebensbereichen über 
ihre Angelegenheiten selbst 
entscheiden und ihre Lebens-
umstände selbst gestalten. De-
mokratie ist kein Zustand, sie 
muss Tag für Tag gelebt und ge-
staltet werden. 
Durch Stärkung der direkten De-
mokratie auf allen Ebenen und 
Demokratisierung und stärkerer 
Bürgerinnen- und Bürgerbeteili-
gung in allen Lebensbereichen 
soll eine lebendige demokrati-
sche Gesellschaft entstehen. 
Menschen sollen und können 
bei Sachfragen selbst entschei-
den, sich dafür sehr ernsthaft 
engagieren und damit auch ihre 
Sach- und Fachkompetenz in 
die gesellschaftliche Diskussi-
on einbringen. Dafür setzt sich 
DIE LINKE ein.
Weiter lesen unter:
w w w. d i e - l i n ke - t h l . d e/ 
themen/themen_a_z/a_d/ 
demokratie
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Susanne Hennig-Wellsow, Fraktions- und Landesvorsitzende DIE LINKE. Thüringen.

Alternative 
Wohnprojekte
Der zunehmenden Privatisierung 
von Wohnraum muss entgegen 
getreten werden. Wohnraum 
muss bezahlbar bleiben. Dafür 
setzt sich der Verein Wohnopia 
in Erfurt ein. Er fordert ein soge-
nanntes Anhandgabe-Verfahren 
für Gebäude, welche von der 
Stadt verkauft werden sollen. 
Dies bedeutet, dass zunächst 
zu Prüfen ist ob nicht Vereins- 
oder Genossenschaftsmodelle 
eine realistische Finanzierung 
zum Erwerb solcher Immobilien 
leisten könnten.
Weitere Informationen:
www.wohnopia.wordpress.com
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Bundestag  
ohne »Tag der  
Befreiung«
Seit 2015 ist der 8. Mai, der Tag 
der Befreiung Deutschlands 
vom Nationalsozialismus, in 
Thüringen ein offizieller Ge-
denktag. Der »Kalender alljähr-
lich wiederkehrender Gedenk-, 
Aktions- und Thementage« des 
Deutschen Bundestages kennt 
diesen Gedenktag nicht. »In-
zwischen ist es auch für den 
Bundestag allerhöchste Zeit, 
den Tag der Befreiung offiziell 
in seinen Kalender aufzuneh-
men«, so Martina Renner. 

Gemeinsam  
gegen rechts!
»Gemeinsam müssen wir den 
Kampf gegen die extreme 
Rechte aufnehmen« forderte 
Martina Renner zum diesjäh-
rigen Tag der Arbeit. Mit der 
AfD droht im September erst-
mals eine rechtspopulistische 
Partei in den Bundestag ein-
zuziehen. Den Zukunftsängs-
ten als eine Ursache für diese 
Entwicklung kann nur mit der 
politischen Durchsetzung so-
zialer Gerechtigkeit begegnet 
werden.

Die deutsche Gesellschaft ist polarisiert. 
Auf der einen Seite stehen Wahlerfolge für 
die immer weiter in die extreme Rechte 
abgleitende »Alternative für Deutschland« 
(AfD), steigende Gewalt gegen Geflüchte-
te und ihre UnterstützerInnen sowie eine 
Verrohung der öffentlichen Debatten. Auf 
der anderen Seite haben sich in den ver-
gangenen zwei Jahren große Teile der Be-
völkerung beeindruckend um Geflüchtete 
gekümmert und ihnen eine Perspektive ge-
boten. Eine große Anzahl von Menschen 
hat sich für den Erhalt dessen eingesetzt, 
was mühselig an demokratischen Errun-
genschaften erarbeitet worden ist. Doch 

wie stark sind in Zeiten der gesellschaftli-
chen Spaltung die Fundamente, auf denen 
unsere Demokratie ruht? 
Die Studie »Gespaltene Mitte — feindse-
lige Zustände« stellt für 2016 fest, dass 
84 Prozent der von ihnen Befragten der 
Ansicht sind, »die deutsche Demokratie 
funktioniert im Großen und Ganzen ganz 
gut«. Sind diese Zahlen eher ein Signal 
für die Zustimmung zur demokratischen 
Verfasstheit, bereiten andere Ergebnis-
se Sorgen. 58 Prozent der Befragten sa-
gen »Die demokratischen Parteien zerre-
den alles und lösen die Probleme nicht«, 
gar 63 Prozent vermuten »Politiker umge-

hen die bestehenden Gesetze, 
wenn es um ihre eigenen Vor-
teile geht«. Hier wirkt sich die 
mangelnde Transparenz der 
Arbeit im Bundestag aus. Ich 
setze mich schon lange für die 
Übertragung der Sitzungen von 
Parlamenten, Ausschüssen und 
Untersuchungsausschüssen 
ein. So könnten z.B. im Netz die 
Diskussionen, Entscheidungen 
und Beschlüsse mitverfolgt 
werden. 
Auch die Einführung eines öf-
fentlichen und verpflichten-
den Lobbyregisters könnte für 
Transparenz sorgen, wird bisher 
aber von der großen Koalition 
blockiert. Diese Zahlen zeigen 
nicht nur die viel beschwore-
ne »Krise der repräsentativen 
Demokratie«, sondern eine 
notwendige Demokratisierung 
auf mehreren Ebenen. Jenseits 
des Mehrheitsprinzips meine 
ich unterschiedliche Formen 
der demokratischen Willens-
bildung, die auf die Bedürfnis-
se der verschiedenen Gesell-

schaftsbereichen zugeschnitten sind. 
Diese Prozesse müssen wir gemeinsam 
mit Initiativen und Bündnissen vorantrei-
ben, die bereits in den jeweiligen Berei-
chen aktiv sind. 
Ein Beispiel ist die Zusammenarbeit der 
LINKEN mit dem bundesweiten Bündnis 
»Aufstehen gegen Rassismus« für die Auf-
rechterhaltung demokratischer Standards 
sowie gegen Rassismus und rechte Hetze. 
Es ist eine Möglichkeit den Angriff auf die 
Demokratie von rechts zu stoppen und zu-
rück zu drängen.
Martina Renner, DIE LINKE. Fraktion im 
Bundestag

Demokratisierung muss auf mehreren  
Ebenen geschehen

Als das Bundesverfassungsgericht 1983 
das Grundrecht des Einzelnen auf infor-
mationelle Selbstbestimmung anerkann-
te, galt das Urteil als Meilenstein des Da-
tenschutzes. Demnach kann jede und 
jeder grundsätzlich selbst über Erhebung, 
Speicherung, Verwendung und Weiterga-
be seiner persönlichen Daten bestimmen. 
Doch aktuelle Gesetze und ihre Entwürfe 
machen die damaligen Errungenschaften 
zunichte. Dazu gehört das »BKA-Gesetz«, 
das Datenschutz und Schutz der Privat-
sphäre preisgibt. 
Der Entwurf zum »Fluggastdatengesetz« 
sieht die anlasslose Erhebung, Speiche-
rung und Rasterung der Daten von jährlich 
ca. 170 Millionen Menschen vor. Und mit 
einem »Gesetz zum Wohnungseinbruch« 
soll die umstrittene Funkzellenabfrage 
massiv ausgeweitet werden. 
Was uns als Teil der inneren Sicherheit ver-
kauft wird, verstößt massiv gegen das vor 
fast 35 Jahren erkämpfte Grundrecht. Viel 
mehr noch: diese Formen der Überwachung 
führen dazu, dass die Beobachteten – also 
wir alle – ihre Hoheit über das Privatleben 
verlieren und ihr Verhalten ändern. Unter 
dem Eindruck ständiger Überwachung wol-
len wir den Eindruck erwecken, wir seien 
nicht relevant für eine Überwachung. Tat-

sächlicher Sicherheitsgewinn ist nicht mit 
Placebo-Maßnahmen und Scheinlösungen 
wie Fußfessel, Videoüberwachung oder 
Massendatenerfassung zu erzielen, die al-
lein der Überwachungsindustrie dicke Ein-
nahmen bescheren. 
Linke Antworten auf 
objektive Bedrohungen 
und wachsendes Unsi-
cherheitsgefühl sind: 
Faktenorientierte Ge-
fahrenanalysen, per-
sonelle und organisa-
torische Stärkung des 
Basisvollzugsdienstes 
bei den Polizeien, För-
derung von Kompetenz 
bei der Verhinderung 
von schweren Straf-
taten durch speziali-
siertes Wissen über 
Radikalisierung und 
Tatentschluss/-vorbe-
reitung bei Terrorakten 
und schwersten Straf-
taten, effektive Straf-
verfolgung. 
Dafür muss man das 
Spardiktat im Öffent-
lichen Dienst durch-

kreuzen, und den Polizeidienst attraktiv 
machen und keine Sicherheitsgesetze 
durch den Bundestag peitschen.
Martina Renner, DIE LINKE. Fraktion im 
Bundestag
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Freiheit stirbt mit Sicherheit

Martina Renner, Mitglied DIE LINKE. Fraktion im Deutschen Bundestag
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Keine  
Verharmlosung 
rechter Gewalt
Die Zahl der Neonazis mit ei-
nem Waffenschein hat sich im 
vergangenen Jahr gegenüber 
2015 fast verdoppelt. Auch die 
Zahl der Angriffe mit Waffen 
auf Flüchtlinge, Unterkünfte 
und Helfer hat sich im Vorjah-
resvergleich verdoppelt. Mar-
tina Renner appellierte an das 
Bundeskriminalamt sowie die 
Landeskriminalämter, konse-
quent gegen rechten Bomben-
terror vorzugehen statt ihn zu 
verharmlosen.

Renner fordert 
Aufklärung über 
V-Mann
Nach der Enttarnung des ehe-
maligen Deutschland-Chefs 
der seit 2000 verbotenen Neo-
nazi-Gruppierung »Blood and 
Honour« als V-Mann des Ver-
fassungsschutzes stellt sich 
die Frage, warum den NSU-
Untersuchungsausschüssen 
diese Information nicht vorlag. 
Als Kader mit Kenntnis über 
europaweite und bundesweite 
rechtsterroristische Aktivitä-
ten muss geklärt werden, was 
er über das NSU-Netzwerk 
wusste. 
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Ich kann absolut verstehen, dass es Hem-
mungen gibt, bei Problemen mit Abgeord-
neten zu sprechen oder sich an die Politik 
zu wenden. Dabei ist es sehr sinnvoll, es ist 
nämlich nicht so, dass man als Bürgerin oder 
Bürger keinen Einfluss hat. Jede und jeder 
kann direkt in meinem Wahlkreisbüro anru-
fen, ein Problem schildern und dann mit mir 
einen Termin bekommen. Oft kann ich hel-
fen oder Lösungen anstoßen oder an andere 
Stellen vermitteln. 
Ein Beispiel im Rieth: An mich hat sich die 
Vorsitzende der Mieterinnen- und Mieterver-
tretung der Mainzer Straße gewendet, weil 
sich Mieterinnen und Mieter über den Spiel-
platz an dem Wohnblock beschwert haben. 
Gerade Lärm und Müll direkt am Spielplatz 

und bolzende Kinder sind aufgefallen. Wir ha-
ben daraufhin zwei Termine bei mir im Wahl-
kreisbüro gemacht und gemeinsam über 
die Problematik und das gemeinsame Vor-
gehen gesprochen. Zusammen mit meiner 
Mitarbeiterin haben wir daraufhin Akteurin-
nen und Akteure vor Ort, die Mieter_innen-
vertretung, die KoWo, das Th.INKA-Projekt, 
das Amt für Bildung, Vertreterinnen der Re-
gelschule, den Ortsteilrat bzw. den Ortsteil-
bürgermeister eingeladen. 
Im Vorfeld haben wir eine Anfrage an die 
Stadtverwaltung gestellt, um die Zustän-
digkeit und die Verantwortlichkeiten für eine 
Grünfläche an der Regelschule zu erfahren. 
Dieser Bereich wurde für einen Bolzplatz in 
Erwägung gezogen. Die Antwort des Ober-

bürgermeisters war, dass es zur Regelschu-
le gehört und es für einen Schulgarten ge-
nutzt werden soll. Also kein Bolzplatz und 
das Lärmproblem bleibt. Mit dieser Antwort 
wollte sich die Mieter_innenvertretung nicht 
zufrieden geben. Bei einem Vororttermin mit 
den Eingeladenen wurde schnell klar, die ge-
dachte Fläche ist ungeeignet. Aber es gibt 
eine große Wiese die perfekt für einen Bolz-
platz ist.
Damit haben wir auf breiter Ebene viele 
relevante Personen direkt organisiert um 
einen Dialog zu führen, der das Anliegen 
voran bringt. Bei einem Treffen der Akteu-
rinnen und Akteure am Spielplatz haben wir 
Ideen besprochen und dann auch die Flä-
che hinter der Otto-Lilienthal-Regelschule 
angeschaut. Wir werden dazu weiterhin mit 
dem Schulamt sprechen wie man sie nutzen 
könnte und ob ein Patenschafts-Modell zum 
Tragen kommen kann. Das Problem ist noch 
nicht behoben und die Ideen noch nicht um-
gesetzt. Aber auch dass gehört dazu – alles 
braucht Zeit.
Auf den verschiedensten Ebenen gibt es 
Formen der Beteiligung, als Bürgerin und 
Bürger, als Mitglied im Ortsteilrat kann man 
Entscheidungen vor Ort herbeiführen, in Pro-
jekten kann man Probleme und Anliegen an-
sprechen. Einiges geht nicht schnell. Es ist 
weitere Arbeit nötig  oder es ist die falsche 
Adresse. Stetes Engagement wirkt sich aber 
aus. Ich kann für meine Fraktion und meine 
Partei sprechen: Was an uns herangetragen 
wird, wird nach besten Wissen und Gewis-
sen geprüft und wir nehmen das sehr ernst 
und suchen nach Lösungen. 
Karola Stange, DIE LINKE. Fraktion im  
Thüringer Landtag

Beteiligung vor Ort. Das bringt was!

Junge Leute aus Erfurt haben sich ent-
schlossen, hier in Erfurt zu bleiben und 
eine eigene kleine Gartenbaufirma gegrün-
det. Sie fühlen sich hier verwurzelt, sind 
hier zu Hause, gehören dazu und möchten 
mit ihren Möglichkeiten zum gelingenden 
Zusammenleben beitragen und ihren Orts-
teil verschönern. 
Das Team der BTS-Gartenwerk GmbH hat 
sich als Ziel gesetzt, Gärten zu schaffen, 
die Visitenkarten der Gebäude sind und die 
Individualität, Kreativität und den Charak-
ter ihrer Besitzerinnen und Besitzer wider-
spiegeln. Zum Leistungsspektrum gehören 
unter anderem: Planung und 
Beratungsleistungen bei Au-
ßenanlagen, Platz- und Wege-
bau, Hangbefestigungen, Stau-
den- und Gehölzpflanzungen, 
Dach- und Fassadenbegrünung 
und Teichbau, sowie Planung, 
Bau und Wartung von automa-
tischen Beregnungsanlagen. 
Selber beschreiben die jungen 
Gartenbau-Ingenieure ihren An-
trieb so: »Jeder Mensch hat das 
Bedürfnis nach Entspannung, 
Ruhe und Ästhetik. Dem gehen 
wir nach und setzen das um.«
Aber sie machen viel mehr: Sie 
engagieren sich im städtischen 
BUGA-Förderverein und werben 
für den Gartenbau als gutes Pro-
dukt der Stadt. In Tiefthal gab 
es zum Beispiel eine Grünfläche, 

die sie freiwillig und kostenlos bepflanzt 
und gestaltet haben. Zusammen mit vielen 
Partnerinnen und Partnern begleiten sie 
den Berufsorientierungskurs des Projek-
tes »BLEIBdran – Berufliche Perspektiven 
für Flüchtlinge in Thüringen«. Tom Stein-
brück sagte dazu: »Die Teilnehmenden 
sprechen schon gut Deutsch und ich kann 
mir gut vorstellen, dass einer von Ihnen in 
unserem Team eine Chance bekommt«. Zur 
Landesgartenschau in Apolda haben sie ein 
Gelände gestaltet und als Neustes gehen 
sie eine Kooperation mit dem Schulförder-
verein der Grundschule Gispersleben ein. 

Dort sollen Stauden bei der Gestaltung des 
Schulgeländes zum Einsatz kommen. 
In ihrer Arbeit, ihrem zusätzlichen Enga-
gement für kommunales Grün und mit der 
Einbeziehung von jungen Geflüchteten in 
ihre Projekte zeigen die jungen Leute der 
BTS-Gartenwerk GmbH Verantwortung. 
Sie sind ein aktiver Teil unserer Stadt, sie 
sehen ihre Verantwortung und sind hier 
fest verwurzelt. Für sie geht Wirtschaften 
in Erfurt weit über bloßes Gewinnmachen 
hinaus, es geht um ein funktionierendes 
Gemeinwesen, ein gutes Miteinander.
sn
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Spielplatz am Wohnblock der Mainzer Straße.

Verhütung ist 
Menschenrecht
Viele Frauen verzichten aus 
Kostengründen auf Verhü-
tung. Der Verband pro familia 
hat kürzlich in Erfurt sein Mo-
dellprojekt BIKO Karola Stan-
ge und Ministerin Heike Wer-
ner vorgestellt. BIKO steht für 
kostenfreie Verhütungsmittel 
für Frauen mit wenig Geld. 
Das Menschenrecht auf Ver-
hütung darf nicht am Geld 
scheitern. Die selbst bestimm-
te sexuelle Reproduktion der 
Frauen steht dabei im Mittel-
punkt, denn Verhütung oder 
die Methode darf nicht von 
der finanziellen Lage der Frau 
abhängig sein. Im Rahmen 
des Projekts können Frauen 
prüfen lassen ob sie finanzi-
ell unterstützt werden können 
und einen Antrag auf Kosten-
übernahme für rezeptpflichti-
ge Verhütungsmittel bei dem 
Projekt stellen. Im ersten Vier-
tel Jahr der Laufzeit des Pro-
jektes konnte so schon 60 
Frauen das für sie passende 
Verhütungsmittel finanziert 
werden. 
Mehr über das Projekt:
www.profamilia.de

Eröffnung des  
Insektenhotels
Schülerinnen und Schüler der 
Grundschule an der Geraaue 
haben bei einem Landtagsbe-
such bei Karola den Wunsch 
geäußert ein Insektenhotel zu 
bauen. Danach hat sich Karola 
mit EURATIBOR in Verbindung 
gesetzt und die Kooperation 
angeregt. So ist es gelungen 
den Kleinen mit einer großar-
tigen Bastelaktion den Wunsch 
zu erfüllen ein Insektenhotel 
aufzustellen. 
Mit Bohrer und Hammer haben 
sie zusammen mit ihrer Lehre-
rin Holzstücke bearbeitet, die 
sie von Zuhause mitgebracht 
haben. Mitarbeiter des EURA-
TIBOR gaben Hilfestellung und 
die Aktion kam sogar in die Thü-
ringer Zeitungen. 
Das Insektenhotel ist ein tol-
les Beispiel dafür, wie Anliegen 
von Bürgerinnen und Bürgern 
ernst genommen werden und 
tolle Aktionen dabei heraus-
kommen. 
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Ministerpräsident Bodo Ramelow besucht BTS Gartenwerk GmbH zur Eröffnung der Landesgartenschau in Apolda 
2017 an ihrem Schaugarten – Das Erbe der Trias-Zeit (v.l.n.r. Tino Stange, Tom Steinbrück, Bodo Ramelow).

Gartenbau muss in Thüringen Zukunft haben
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Seit Jahren laden die Vereinigung der Ver-
folgten des Naziregimes / Bund der Antifa-
schistinnen und Antifaschisten (VVN / BdA), 
die Deutsch-Russische Freundschaftsge-
sellschaft und die Deutsch-Amerikanische 
Gesellschaft die Erfurterinnen und Erfurter, 
sowie die Stadt- und die Landespolitik ein, 
am 8. Mai gemeinsam der Befreiung Euro-
pas vom Hitlerfaschismus zu gedenken. 
Auch in diesem Jahr gedachten etwa 100 
Menschen auf dem Hauptfriedhof vor dem 
sowjetischen Ehrenmal der Leistungen der 
alliierten Soldaten, der Partisaninnen und 

Partisanen und den Widerstandskämpfe-
rinnen und Widerstandskämpfer, die in allen 
Ländern Europas unter Einsatz und oft auch 
unter Verlust des eigenen Lebens kämpften 
und mit dem Beenden der faschistischen 
Diktatur auch den Krieg beendeten. 
»Der 8. Mai«, so betonte Elke Pudszuhn, 
Landesvorsitzende des VVN / BdA, in ihrer 
Gedenkrede, »ist der Tag, an dem wir inne-
halten und an die Millionen Opfer erinnern, 
die dieser Kampf, vor allem auch auf Sei-
ten der Menschen der Sowjetunion, koste-
te, die die Hauptlast im Krieg gegen Hitler-

deutschland trug. Diesen Opfern fühlen wir 
uns in tiefer Dankbarkeit verbunden, und 
sie sind es, die uns mahnen, Faschismus 
und Krieg nie wieder zuzulassen. Auch heu-
te, 72 Jahre danach, gehe es darum, dass 
sich Menschen in ihrer Unterschiedlichkeit 
aushalten und wertschätzen und überhaupt 
den Krieg als Mittel zur Lösung von Proble-
men ablehnen.«
Worte des Gedenkens und Erinnerns spra-
chen auch das russische Generalkonsulat 
in Leipzig, der russische Veteranenverband, 
die Deutsch-Amerikanische Gesellschaft 
und die Deutsche Kriegsgräberfürsorge 
aus. Sehr zum Nachdenken regte eine Ver-
treterin der Deutsch-Russischen Gemein-
schaft an, als sie formulierte: »Wenn die 
nachfolgenden Generationen die Geschich-
te vergessen, wird ein dritter Weltkrieg sehr 
wahrscheinlich.«
Der Sieg der Alliierten über die Nazis und 
die Erinnerung an den Widerstandskampf 
und die Befreiungstat der Alliierten sollte 
uns nicht nur Mahnung sein, sondern tägli-
che Herausforderung. Deutschlands Rolle 
im 21. Jahrhundert darf nur noch die einer 
Friedensmacht sein. Die Bundesregierung 
sollte ihre Verantwortung weltweit so ver-
stehen, dass sie jeder Form der Aufrüstung 
entgegenwirkt und Kriegseinsätze vollstän-
dig unterlässt.
Dr. Steffen Kachel

Stadtverband

Verkauf der Erfurter Bahn gestoppt! Ostermarsch  
in Jena
Mehr als 200 Menschen, darun-
ter auch ein Dutzend Erfurterin-
nen und Erfurter und Martina 
Renner, unsere Direktkandida-
tin für den Bundestag, beteilig-
ten sich an der Kundgebung der 
Thüringer Friedensbewegung in 
Jena. Renner und zahlreiche an-
dere Vertreterinnen und Vertre-
tern sprachen den Menschen 
aus dem Herzen, als sie sich 
gegen das derzeit akute Anhei-
zen internationaler Spannun-
gen wandten. Auch der eigene 
Beitrag Thüringens und Jenas 
zum internationalen Rüstungs-
wettlauf wurde thematisiert. 
Waffen werden nicht umsonst 
gebaut, sondern um eingesetzt 
werden. Konversion muss des-
wegen auch für Thüringen ein 
Thema werden, gerade die Fir-
ma Jenoptik steht hier im Zent-
rum der Diskussion.
Der Thüringer Ostermarsch 
2017 war eine gelungene, vor 
allem aber dringliche Aktion, 
die durchaus wahrgenommen 
wurde – nicht nur in Jena. Für 
Frieden zu streiten ist keine 
Selbstverständlichkeit, son-
dern historische Pflicht.

Vor einiger Zeit wurde öffentlich, dass 
Oberbürgermeister Bausewein (SPD) das 
kommunale Unternehmen »Erfurter Bahn« 
verkaufen möchte. Mit diesem Plan ist er 
sogar schon an die Presse gegangen, be-
vor die Stadträtinnen und Stadträte davon 
wussten. 
»Wir haben die von Oberbürgermeister An-
dreas Bausewein vorgestellte Idee bereits 
kurz nach ihrem Bekanntwerden kritisiert. 
Wir haben uns in der Presse dazu geäußert, 
eine Unterschriftenaktion initiiert und auch 
in den Sozialen Netzwerken auf die Proble-
matik hingewiesen«, erläutert Steffen Ka-
chel, der Vorsitzende des LINKEN Stadtver-
bandes in Erfurt. »Am 1. Mai standen wir an 
Ständen mit Unterschriftenlisten und ha-
ben Bürgerinnen und Bürger auf das The-
ma aufmerksam gemacht. Am 2. Mai waren 
wir ab 6 Uhr morgens im Hauptbahnhofsge-
bäude, um Pendlerinnen und Pendler anzu-

sprechen. Schon nach zwei Tagen hatten 
wir über 500 Unterschriften gesammelt. 
DIE LINKE beschloss daraufhin, einen Ein-
wohnerantrag an den Stadtrat zu unterstüt-
zen, um den Verkauf aufzuhalten.«
Martina Renner, LINKE Bundestagsdirekt-
kandidatin für Erfurt, kritisiert ebenfalls 
die entstandene Verunsicherung der über 
400 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Erfurter Bahn. Bauseweins Plan, mit dem 
Verkaufserlös die Sanierung der Erfurter 
Schulen zu finanzieren, bezeichnet als sie 
»Milchmädchenrechnung«. Zum ersten 
würden dann die wichtigen regelmäßigen 
Einnahmen durch die Erfurter Bahn für den 
Stadthaushalt wegfallen und zum andere 
gebe es bessere Möglichkeiten, das Geld 
für die Schulen aufzubringen. Nicht um-
sonst hat auch der Finanzausschuss des 
Stadtrates mit großer Skepsis auf Bause-
weins Pläne reagiert. Renner und Kachel 

verweisen stattdessen auf das 
Sanierungsmodell der Partner-
schaft zwischen staatlichen In-
stitutionen (Öffentlich-Öffentli-
che Partnerschaft).
Die Ratsfraktion und die Stadt-
partei der LINKEN begrüßen, 
dass sich im Ergebnis des öffent-
lichen Drucks auch die Stadt-
ratsfraktion der SPD von den 
Plänen des OB distanziert hat, 
so dass für einen Verkauf der 
Erfurter Bahn im Stadtrat keine 
Mehrheit mehr möglich ist und 
der Verkauf damit erstmal vom 
Tisch ist. Diese Entscheidung 
ist richtig. Die durch die Erfurter 
LINKEN nach Bekanntwerden 
der Pläne des Oberbürgermeis-
ters gestartete Unterschriften-
aktion hat dabei sicherlich zu ei-
nem Umdenken beigetragen.

Wie der Fraktionsvorsitzende Matthias Bär-
wolff sagt, ist DIE LINKE der Überzeugung, 
»dass wir langfristig denken müssen. Kom-
munales Eigentum muss bewahrt und ver-
mehrt werden, denn damit steigt die Mög-
lichkeit der Stadträte, auf die Verhältnisse 
Einfluss zu nehmen und die Lebensqualität 
in Erfurt zu verbessern. Deswegen macht 
uns LINKEN auch der nach wie vor laufen-
de Verkauf von Altbauwohnungen durch 
die KOWO Sorgen. Der einmalige Verkauf 
von Tafelsilber ist nicht die Lösung für die 
strukturelle Unterfinanzierung des Erfurter 
Schulbaus. Er reißt andererseits neue Lö-
cher in die zukünftigen Stadthaushalte.
Das Beispiel Erfurter Bahn zeigt, dass sich 
Engagement und Druck zur Bewahrung 
kommunalen Eigentums lohnen. Gemein-
sam müssen wir die Handlungsfähigkeit un-
serer Stadt stärken! 
mb

Gedenken zum Tag der Befreiung
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Gedenken an  
Erfurter  
Amoklauf
Ganz Erfurt und Thüringen ge-
dachten dem Unbegreiflichen, 
das vor 15 Jahren am Erfurter 
Gutenberg-Gymnasium ge-
schah. Ein frustrierter Schü-
ler und ausgebildeter Schütze 
ermordete damals wahllos 16 
Menschen auf grausame Art 
und Weise, bevor er sich selbst 
das Leben nahm: Schülerinnen 
und Schüler, Lehrer, Polizisten 
wurden mitten im Frieden Op-
fer einer Waffentat. Wir geden-
ken auch unseres Genossen 
Hans Lippe, der sich als Lehrer 
der Schule unter den Opfern 
befand.
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Bild der Kampagne zum Verbleib der Erfurter Bahn in städtischem Besitz.

Gedenken an die Opfer des Faschismus am Sowjetischen Ehrenmal.
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Die Widersprüche des Kapitalismus liegen 
auf der Hand: Armut, Hunger, Umweltzer-
störung, lebensverkürzende Arbeitsbe-
dingungen usw. sind die schmutzigen, 
offenen Geheimnisse eines für alternativ-
los gehaltenen Kapitalismus. Die G20 sind 
die größten Profiteure des gegenwärtigen 
Wirtschaftssystems. Die steigende Zahl 
armer Menschen auch in diesen Ländern 

wird übertüncht mit Milliardengewinnen 
auf der anderen Seite der Reichtumsver-
teilung. Weil trotz kurzen Straucheln durch 
die Krise die Gewinne nicht ausbleiben, ist 
eine Bewältigung der Krise vom Tisch: Es 
geht nur noch um ihr Management.
Der von uns und vielen anderen geführ-
te Kampf um Alternativen wird so zum 
Investitionsrisiko, Regieren im Ausnah-

mezustand und Aufstandsbekämpfung 
zur Kernkompetenz moderner Staat-
lichkeit. Die Sicherheitszonen um den 
G20-Gipfel in Hamburg sind die Spitze 
des Eisbergs, der gerne der Fels in der 
Brandung für die Stabilität kapitalisti-
scher Verwertungsbedingungen wäre. 
Der Rückgriff auf eine autoritäre Staat-
lichkeit zeigt nur, dass der Kapitalismus 
immer schon bewaffnet abgesichert wer-
den musste. Teil dieser Absicherung von 
Verwertungsbedingungen ist ein fest-
klammern an Nationalstaatlichkeit und die 
Einschränkung der Bewegungsfreiheit von 
Menschen. Merkels Deal mit der Türkei zur 
Sicherung der europäischen Außengren-
zen oder der von Trump angekündigte Bau 
einer Mauer an der Grenze zu Mexiko wie 
auch der Ausnahmezustand in Frankreich 
usw. sind damit Teil einer deutlicher als 
vorher zu Tage tretenden Allianz aus Neo-
liberalismus und autoritärer Staatlichkeit.
Im Kielwasser dieser Staatlichkeit blühen 
Rassismus und Nationalismus.
Ihrer nationalistischen Widerlichkeit und 
ihrem Rassismus setzen wir internationa-
len und vielfältigen Protest entgegen. Wir 
stehen für den Gegenentwurf zu ihrer Al-
ternativlosigkeit, deshalb bekämpfen sie 
uns. Wir sind diejenigen, die über Grenzen 
hinweg und gegen diese solidarisch mit-
einander arbeiten. Wir sind Teil der Mig-
rationsbewegung, die sie nicht aufhalten 
können, Teil einer ungehorsamen Interna-
tionalen.
In der Angst vor unserem Protest werden 
Teile der Hamburger Innenstadt zur Fes-
tung und ein Heer an Polizisten zur Absi-
cherung des Gipfels zusammengezogen. 
Ihre Angst ist berechtigt, denn wir werden 
zum G20-Gipfel nach Hamburg kommen 
und unmissverständlich zeigen, dass wir 
so nicht weiterleben wollen. Unsere Wut 
auf ihre Ordnung werden wir uns nicht 
verbieten lassen und ihre Ordnung ist auf 
Sand gebaut.
linksjugend [’solid] Bundesarbeitskreis

linksjugend [’solid]

Ein Kritisch-solidarischer Blick auf  
Rot-Rot-Grün

Seitdem die erste rot-rot-grüne Landesre-
gierung unter Ministerpräsident Bodo Ra-
melow Ende 2014 ihre Arbeit aufgenommen 
hat, sind 2,5 Jahre vergangen. Genauso 
viel Zeit hat die Regierung bis zur nächs-
ten Landtagswahl noch vor sich. Entgegen 
massiver Bedenken der jungen Union kann 
man an den Obst- und Gemüsetheken des 
Freistaates noch immer Bananen erwer-
ben. Wie kann das sein? Diesem Mysterium 
wollten die linksjugend [’solid] Thüringen, 
die Jusos Thüringen und die Grüne Jugend 
Thüringen auf den Grund gehen. Die politi-
schen Jugendverbände luden daher am 2. 
Mai zu einer Halbzeitbilanz der etwas ande-
ren Art ins Cafe Nerly in Erfurt ein.
Verpackt in einem lockeren Quizformat 
stellten sich Susanne Hennig-Wellsow, Mat-
thias Hey und Dirk Adams den kritischen 
Fragen der Jugendverbände. Thematisch 
ging es um Bildung, Arbeit, Hochschule, 
den Kampf gegen Rechts, Asylpolitik, Um-
welt und den Sozialismus.
Jede Kategorie beinhaltete drei verdeck-
te Fragen für deren ehrliche Beantwor-

tung es von der Jury, bestehend aus je 
einem Mitglied der drei Jugendverbän-
de, zwischen 100 bis 300 Punkte gab. 
Trotz hoher Einigkeit zwischen den Land-
tags-Fraktionsvorsitzenden von DIE LINKE 
Thüringen, SPD Thüringen und Bündnis 90 
/ Die Grünen Thüringen konnten auch vie-
le Kontroversen in der Koalition ehrlich auf 
den Tisch gepackt werden.
Positiv hervorzuheben ist die nun einge-
führte Kennzeichnungspflicht für Polizis-
tinnen und Polizisten, sowie die Bemühun-
gen im Kampf gegen Rechts. Ärgerlich für 
uns ist insbesondere, dass die Einführung 
des im Koalitionsvertrag festgehaltenen 
Azubitickets in weiter Ferne liegt.
Wir haben da sicherlich noch viel mehr zu 
kritisieren und werden auch weiter kritisch-
soldiarisch mit der r2g-Regierung umgehen. 
Insgesamt war es jedoch ein sehr gelun-
gener und gut besuchter Aben, an dessen 
Ende es sogar Bananen für alle Teilneh-
merinnen und Teilnehmer gab.
Valentine, LspR linksjugend [’solid]  
Thüringen

Das schöne Leben schlägt Wellen – G20 fluten!Mobilisierung 
zum G20-Gipfel 
in Thüringen
Es werden in Thüringen zwi-
schen April und Juli eine Viel-
zahl an Aktionen und Veranstal-
tungen stattfinden, in denen wir 
uns mit den Problemen unserer 
Zeit in Hinblick auf den Gip-
fel auseinandersetzen wollen, 
aber noch mehr: Wir organisie-
ren eine gemeinsame Anreise 
mit Bussen von Thüringen nach 
Hamburg zum Camp bzw. zur 
Großdemonstration am 8. Juli. 
Wenn ihr Interesse an einer ge-
meinsamen Anreise bzw. an ei-
nem gemeinsamen Aufenthalt 
auf dem Gipfel in Hamburg habt, 
dann meldet euch bei uns.

G20-Beutel  
angeln
Es entstehen großartige Dinge, 
unter anderem auch unser So-
libeutel. Den könnt ihr im offe-
nen Jugend- und Wahlkreisbüro 
RedRoXX (Pilse 29) für 3 Euro 
bekommen. 

Unsere Gewinnerin und Gewinner: Susanne Hennig-Wellsow, Dirk Adams und Matthias Hey.
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Zwei Jahre lang hat DIE LINKE an ihrem 
Bundestagswahlprogramm gefeilt: In 
zahlreichen Foren und Diskussionsrun-
den nahmen tausende Bürgerinnen und 
Bürger, viele davon keine Mitglieder der 
LINKEN, die Möglichkeit wahr, ihre ganz 
persönlichen Anforderungen an linke Po-
litik einzubringen. Ein enormer Aufwand. 
Aber nur ein breiter Prozess ermöglicht 
es den Bedürfnissen und Interessensla-
gen der Menschen wirklich auf die Spur zu 
kommen – so unsere feste Überzeugung. 
Denn Demokratie und demokratische Be-
teiligung darf sich nicht nur auf ein paar 
Kreuze auf Stimmzetteln beschränken. 
Demokratie braucht das aktive Mittun 
möglichst vieler Menschen.
Ein Programm, das sich sehen lassen 
kann: Im Ergebnis stehen klare Positio-
nen, die der Mehrzahl der Menschen in 
unserem Land Verbesserungen bringen 
würden. 12 Euro Mindestlohn, 1.050 Euro 
Mindestrente und Grundsicherung, Ren-
te wieder ab 65 und mit einem schutzbie-
tenden Rentenniveau, mehr Kindergeld, 
100 Milliarden Investitionen in Infrastruk-
tur, Gesundheit, Bildung und Soziales. 
Bezahlbar wird dies durch höhere Steu-
ern und Abgaben für Bestverdienende, 
Millionäre, reiche Erben. Umfairteilung 
ist das Schlüsselwort. Als Friedenspar-
tei stutzen wir zudem die Bundeswehr 
auf ihre Verteidigungsfunktion zurück; 
Kosten für Auslandseinsätze und gigan-
tische Rüstungsvorhaben sind besser in 
der Entwicklungszusammenarbeit ange-
legt und helfen so Fluchtursachen statt 
Geflüchtete zu bekämpfen.
Frieden, soziale Gerechtigkeit, öko-
nomische Nachhaltigkeit, mehr direk-
te Demokratie auch auf Bundesebene 
– ein solches Programm erscheint in 

der heutigen Zeit ambitioniert. Es 
ist aber nur konsequent radikale 
Schritte zu gehen, um etwas für 
diejenigen Menschen zu tun, die 
von der formal positiven Entwick-
lung in den vergangenen Jahren 
kaum oder auch gar nicht profitie-
ren konnten. Während immer neue 
Rekordzahlen bei Erwerbstätig-
keit und Wirtschaftsentwicklung 
gemeldet werden, steigt zugleich 
die Armutsrate in der Gesellschaft 
und viele Menschen schauen mit 
immer größerem Unbehagen in die 
Zukunft. Der größer werdende Ku-
chen macht viele nicht satt, weil 
einige Wenige sich immer größe-
re Stücke auf Kosten der anderen 
gönnen.
Mitmachen statt nur Danebenste-
hen: Vor diesem Hintergrund resi-
gnieren viele Menschen, schimp-
fen auf »die da oben« – gerade in 
Vierteln, wo es sozial hapert. Das 
fordert linke Politik heraus: Wenn 
die Menschen mit ihren Sorgen 
nicht mehr zu uns kommen, dann 
müssen wir zu ihnen gehen.  Das 
Gespräch mit Nachbarinnen und 
Nachbarn, Haustürgespräche als 
Teil des Wahlkampfs und aktives 
Zuhören sind Voraussetzungen, 
um Vertrauen (wieder)zugewinnen 
und Menschen zu motivieren ihre 
Rechte auf einem demokratischen Weg 
zu beanspruchen. Nur unsere eigene Ak-
tivität wird Menschen aktivieren.
Dazu können wir alle beitragen, egal ob 
mit einem Parteibuch in der Tasche oder 
auch ohne. Plakate und Zeitungen in 
Briefkästen sind wichtig, aber viel wich-
tiger ist das Gespräch über den Garten-

zaun, im Kindergarten mit anderen El-
tern, am Arbeitsplatz. Nur wer will, dass 
sich nichts ändert an der ungerechten 
Situation in unserem Land, kann es sich 
leisten am 24. September nicht zur Wahl 
zu gehen. 
Helfen Sie uns, dass es in den nächs-
ten Jahren in unserem Land gerechter, 

friedlicher und solidarischer zugeht. 
Es gibt viele Wege sich einzubringen, 
manchmal hilft schon das Teilen eines 
Beitrags auf Facebook. Sie haben Lust 
und Zeit noch mehr zu tun? Dann wen-
den Sie sich an unsere Geschäftsstelle: 
0361 / 60 111 50.
Thomas Völker

Für alle – eine starke LINKE für den nächsten Bundestag!

Das Thema Gebietsreform ist schon seit 
Monaten ein Dauerbrenner und hat mit 
dem neuen Vorschlag des Innenminis-
ters zur Kreisstruktur noch einmal rich-
tig Fahrt aufgenommen. Spricht man 
hingegen in Erfurt drüber, erntet man 

eher Achselzucken, haben doch die Plä-
ne der Landesregierung scheinbar keine 
nennenswerten Auswirkungen auf die 
Landeshauptstadt. Ronald Hande (MdL) 
weist darauf hin: »Auch wenn auf Erfurt 
keine großen Änderungen der Verwal-

tungsstruktur zukom-
men, profitiert die Stadt 
indirekt von der Reform. 
Denn kommt sie nicht, 
droht der finanzielle Kol-
laps im Land«.
2019 läuft der Solidar-
pakt II aus, aus dem 
Thüringen bis zu 2 Milli-
arden Euro pro Jahr er-
halten hat. Die Zukunft 
des Länderfinanzaus-
gleichs ist völlig offen. 
Zudem beginnt 2020 
eine neue Förderungs-
periode der EU, in der 
Thüringen weniger EU-
Mittel erhalten wird. 
Und ab 2019 muss das 
Land die Investitionen 
im Straßen-, Städte- 
und Wohnungsbau und 
im Hochschulbau ohne 
Erstattungsleistungen 
des Bundes finanzie-
ren. Insgesamt geht es 
um nahezu ein Drittel 
des Landeshaushaltes!

Betroffen sind davon vor 
allem die Kommunen, weil jährlich rund 
3 Milliarden Euro aus dem Landeshaus-
halt an sie fließen. Die finanzielle Lage 
ist dort trotz jährlicher Hilfsprogramme 
in den Jahren 2013 bis 2015 in dreistelli-
ger Millionenhöhe zum Teil dramatisch. 

Fast jede siebente Gemeinde ist in der 
Haushaltssicherung. Jede zehnte Ge-
meinde hatte 2015 keinen Haushalt. 
Jede vierte Gemeinde hat keine Rück-
lagen mehr. Ziel der Reform ist deshalb 
die Stärkung der kommunalen Ebene.
Vor dem Hintergrund des demografi-
schen Wandels ist die Gebietsreform 
nötig. Aufgrund immer weniger Gebur-
ten, einer älter werdenden Gesellschaft 
sowie der Bevölkerungswanderung wer-
den im Vergleich zu den 2,61 Millionen 
Einwohnerinnen und Einwohner im Jahr 
1990 nur noch rund 1,88 Millionen Ein-
wohner _innen im Jahr 2035 in Thü-
ringen leben. Daraus folgt für Ronald 
Hande: »Gerade die Gebiets- und Ver-
waltungsstrukturen müssen sich an die 
Gegebenheiten und Lebensgewohnhei-
ten anpassen. Ein ›Weiter so!‹ ist quasi 
unmöglich. Und so klingt die Forderung 
zwar toll, alles so zu lassen wie es ist 
und als einfach mehr Geld ins System zu 
geben, doch das ist keine Lösung.«
fn

Gebietsreform in Thüringen – Wieso? Weshalb? Warum?

Die nächste Petitionssprechstunde 
von Ronald Hande im Wahlkreisbü-
ro in der Johannesstraße 49 in Er-
furt findet am 19. Juni 2017 in der 
Zeit von 16 bis 18 Uhr statt. Um vor-
herige Anmeldung im Wahlkreis-
büro (Tel.: 0361/ 2166 8708 | Mail:  
info@ronald-hande.de) wird gebeten.

Vorschlag Kreisgrenzen TMIK, Stand: 18. April 2017 G
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Einladung
Die nächste Versammlung 
unserer Basisgruppe

......................................

findet am ......................

um ................ Uhr statt.

Wir treffen uns in

......................................

......................................

Vorsitzende(r)

Ausfüllregel: In jeder Reihe, Spalte und Unterquadrat dürfen die Zahlen 1-9 je nur einmal vorkommen.

Seit mehr als 13 Jahren steht das Erfurter 
Schauspielhaus inzwischen leer. 
Damit aus der Brache inmitten der Stadt 
wieder ein Ort für Kunst, Kultur- und Kre-
ativwirtschaft entstehen kann, hat der 
KulturQuartier Erfurt Verein ein Konzept 
entwickelt.
Gemeinsam mit dem KINOKLUB Erfurt, 
Tanztheater Erfurt und Radio F.R.E.I. soll im 
Schauspielhaus ein pulsierendes Zentrum 
geschaffen werden, das sich dauerhaft als 
Kulturort in der Stadt etabliert und die Bil-
dung von Netzwerken fördert.
Mehrere erfolgreiche Veranstaltungen im 
Schauspielhaus haben das enorme Inte-
resse an einem KulturQuartier deutlich 
gemacht. Mehr als 3000 Besucherinnen  
und Besucher haben die Gelegenheit ge-
nutzt, in diesem wunderbaren Ambiente 
eine Veranstaltung zu besuchen oder ei-
nen Blick hinter die Kulissen zu werfen. Die 
PREVIEWS haben gezeigt, wie lebendig das 
Schauspielhaus wieder werden kann mit 
einer neuen Struktur, die vielfältigen Nut-
zungen Platz bietet und Synergien schafft. 
Neben Studio- bzw. Atelierstrukturen im 
ehemaligen Bühnenturm sind auch Kino, 
Café, Tanz, Radio, Theater, Konzerte, Aus-
stellungen und ein Restaurant geplant. 
Um all das realisieren zu können, soll eine 
von Bürgerinnen und Bürgern gegründe-
te Genossenschaft die Eigentümergesell-
schaft des KulturQuartiers Schaupielhaus 
werden.
Im November 2016 wurde deshalb im voll-
besetzten Sitzungssaal des Rathauses die 
erste Kulturgenossenschaft Thüringens 
gegründet. Sie ist die Grundlage dafür, 
dass mit bürgerschaftlichem Engagement 
– ideell wie finanziell – den Potentialen der 

Kultur und Kreativwirtschaft Raum in der 
Mitte der Stadt gegeben werden kann.
Mit dem Ziel »1000 x 1000« – Tausend Bür-
gerinnen und Bürger investieren jeweils 
mindestens 1.000 Euro in Form von Genos-
senschaftsanteilen – soll insgesamt eine 
Million Euro als Eigenkapital zusammentra-
gen, damit weitere Mittel, u. a. in Form von 
Darlehen, akquiriert werden 
können. Dabei gibt es auch 
die Möglichkeit, dass meh-
rere Personen zusammen 
einen Anteil erwerben.
Ziel der Genossenschaft ist 
der langfristigen Erfolg ei-
nes Ortes für Kunst, Kultur 
und Kreativwirtschaft, der 
mit seinem Programm auf 
einen Nutzen für alle setzt 
und nicht vordergründig 
auf eine kurzfristige Kapi-
talrendite.
Weil das Schauspielhaus 
in diesem Sommer für das 
KulturQuartier für Veran-
staltungen noch nicht zur 
Verfügung steht hat der 
Verein einen neuen Ort ge-
schaffen.
Drei Übersee-Container 
bilden so etwas wie das 
Basislager – in, auf und vor 
dem bis in den Herbst hin-
ein vielfältig für die Wieder-
belebung des Schauspiel-
hauses geworden wird.  
Ähnlich wie in einem Bau-
büro, werden im so ge-
nannten Showroom von 
Mai bis Oktober jeweils 

Samstags von 14 bis 20 Uhr die Pläne für 
den Umbau, die Nutzung des Gebäudes so-
wie Möglichkeiten der Unterstützung vor-
gestellt. Ergänzt wird der Showroom um 
regelmäßige Veranstaltungen – von Lesun-
gen, über ein Nachbar schaftsfest, bis hin 
zu kleinen Konzerten, Lesungen, Theater 
und Angeboten speziell für Familien.
Tely Büchner

Linke Termine:
24. 6. 2017, ab 14 Uhr
Tag der Vielfalt
Aktionen und Aktivitäten in 
sehr vielen Stadtteilen die 
zeigen, wie bunt und vielfältig 
Erfurt ist. Unter anderem an 
folgenden Orten können Erfur-
terinnen und Erfurter den »Tag 
der Vielfalt« erleben:
Bolzplatz, Hanoier Straße (Fuß-
ballturnier)
Bürgergarten, Färberwaidweg 
(Sommerfest)
Stadtteilzentrum Herrenberg, 
Stieler Straße (Gartenfest)

15. 8. 2017, 14 Uhr
Sommerfest am  
Roten Berg
Das Motto in diesem Jahr lau-
tet »100 Jahre Klavier«. Mit da-
bei ist die Stadträtin Karola 
Stange.
Ort: Roter Berg

26. 8. 2017
Friedensfest 
Anlässlich des Weltfriedens-
tages gemeinsame Fahrt nach 
Gera zum traditionellen Frie-
densfest.
www.die-linke-erfurt.de

9. 9. 2017, 14 Uhr
Drachenfest
Die Drachen und Urzeittiere 
sind wieder mit Spiel, Musik 
und Informationen unterwegs. 
Der Stadtrat, André Blech-
schmidt nimmt ebenfalls teil.
Ort: Jugendhaus Wiesenhügel, 
Färberwaidweg

Türkischer Kaffee
Kaffee und Kultur sind untrennbar miteinander verbun-
den. Deswegen wollen wir euch hier einen Kaffee der et-
was anderen Art, den türkischen Kaffee vorstellen. 
Ihr braucht eine arabische Mokkakanne, welche Ibrik oder Cezve genannt wird und aus Kupfer oder Messing besteht, etwa 7g feingemahlenen Kaffee pro Tasse, sowie einen 
Esslöffel Zucker pro Tasse. Den Kaffee könnt ihr fertig 
kaufen oder auch selbst mittels Kaffeemühle herstellen. 
Los geht’s!

Zubereitung:

Kaffeekanne mit Wasser,   +
dann Zucker und danach  
Kaffee füllen
Anschließend Kaffee mit  +
Zucker verrühren bis der  
Kaffee gesunken ist
Kaffeekanne erhitzen   +
(nicht umrühren!)
Wenn es kocht, schnell   +
vom Herd nehmen,  
abkühlen lassen
Danach ein- oder zwei Mal aufkochen lassen +
Schaum mit Kaffee in die Tasse gießen, mehr  +
Schaum ist besser
Fertig, bei Bedarf Schaum nachgießen +

Erste Kulturgenossenschaft in Thüringen gegründet!
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